
Aktuelle Analyse 

Gesellschaft • Wirtschaft • Politik (GWP) Heft 2/2012, S. 151-158 

Soll die NPD verboten werden? 

Eckhard Jesse 

1. Neue Verbotsdebatte 

Die Debatte um ein Verbot der Natio-
naldemokratischen Partei Deutschlands 
(NPD) hielt auch nach dem 2003 ge-
scheiterten Verbotsantrag an. Zunächst 
befeuert nach dem Attentat des Norwe-
gers Anders Behring Breivik im Juli 
2011, nahm sie durch die im November 
2011 bekanntgewordenen Morde der 
kriminellen Thüringer Rechtsextremi-
stengruppe („Nationalsozialistischer 
Untergrund“) neue Fahrt auf. Zunächst 
trat der hinlänglich bekannte Reflex ein: 
Ein NPD-Verbot sei ein Gebot. Dies 
bekundeten Politiker aller Richtungen. 

Die Innenministerkonferenz be-
schloss am 9. Dezember 2011, die 
Chancen für ein NPD-Verbotsverfah-
ren auszuloten. Die Existenz von V-
Leuten in den Führungsetagen stand 
offenkundig dem Erfolg eines solchen 
Unterfangens entgegen. Danach schien 
die leidige Angelegenheit wieder „zer-
redet“ zu werden. Doch als Mitte März 
2012 die Union erklärte, auch sie wolle 
in „ihren“ Ländern die V-Leute „ab-
schalten“, kam neue Dynamik auf. Am 
22. März 2012 verständigten sich die 
Innenminister des Bundes und der 
Länder in einer Sondersitzung darauf, 
diese V-Leute bis Anfang April 2012 
„abzuschalten“ (Gebot der „Staatsfrei-

heit“), gerichtsverwertbare Beweise für 
aggressiv-kämpferisches Verhalten der 
NPD zu sammeln (Gebot der Verfas-
sungsfeindlichkeit) und zu prüfen, ob 
ein Antrag dem Gebot der Verhältnis-
mäßigkeit entspricht. Und die Mini-
sterpräsidentenkonferenz der Länder 
beschloss am 29. März 2012, am 6. 
Dezember eine Entscheidung für oder 
gegen ein Verbotsverfahren zu treffen. 
Bis Mitte November sollen die Innen-
minister den Ministerpräsidenten ihr 
Ergebnis der Beweissammlung vorle-
gen. Vor und nach den Treffen klang 
erneut Skepsis durch. Ein Antrag wer-
de nur bei einem sicheren Erfolg ge-
stellt. Und der Hinweis auf den Euro-
päischen Menschengerichtshof ließ die 
Vermutung zu, als werde ein solches 
Verbotsverfahren ausbleiben, da dieser 
auch prüft, ob durch eine Partei eine 
Gefahr für die freiheitliche Ordnung 
besteht. Mündet die Frage nach einem 
Verbotsantrag gegen die NPD in einer 
„endlosen Diskussion“ (Jesse 2008)? 

Der Beitrag gibt zunächst einen 
Überblick zur spezifischen Demokra-
tieschutzkonzeption des Grundgeset-
zes, dann zur extremistischen Qualität 
der NPD, ehe er die Geschichte der ge-
scheiterten Verbotsanträge von 2001 
kurz zusammenfasst. Nach einer Sich-
tung der Argumente der Verbotsbe-
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fürworter und Verbotsgegner (Backes 
2012) wird dargelegt, wieso ein Verbot 
dieser Partei nicht als sinnvoll gilt. 

2. Streitbare 
Demokratiekonzeption 

Die Bundesrepublik ist als Reaktion 
auf die leidvollen historischen Erfah-
rungen eine streitbare Demokratie. 
Diese fußt auf Wertgebundenheit, Ab-
wehrbereitschaft und der Vorverlage-
rung des Demokratieschutzes. Als Vor-
verlagerung des Demokratieschutzes 
gilt der Sachverhalt, dass der demokra-
tische Verfassungsstaat es sich vorbe-
hält, nicht erst bei einem Verstoß ge-
gen (Straf-)Gesetze zu reagieren – an-
ders als in den meisten Demokratien. 
Der politische Extremismus kann be-
reits im Bereich legalen, aber verfas-
sungsfeindlichen Handelns gestört wer-
den. Der Zusammenhang von Wehr-
haftigkeit und Werthaftigkeit liegt auf 
der Hand. Ein Staat, der auf unverän-
derbaren Werten ruht, muss abwehrbe-
reit sein. Und wer Abwehrbereitschaft 
bejaht, kommt ohne Wertgebundenheit 
nicht aus. Nach diesem Demokratie-
verständnis muss eine Partei nicht Ge-
walt anwenden oder propagieren, um 
verboten werden zu können. Es gibt 
eben nicht nur extremistische Metho-
den, sondern auch extremistische Ziele. 
Demokratietheoretisch ist das ein heik-
les Unterfangen. Die Beobachtung von 
extremistischen Parteien durch den 
Verfassungsschutz ist ein Grenzpro-
blem der Demokratie. Parteiverbote 
gemäß Art. 21 Abs. 2 des Grundgeset-
zes darf ausschließlich das Bundesver-
fassungsgericht aussprechen („Partei-
enprivileg“) – auf Antrag der Bundes-
regierung, des Bundestages oder des 
Bundesrates. Parteienverbote sind ein 
wichtiges Element der streitbaren De-
mokratie (Möllers/van Ooyen 2011). 

Das Grundgesetz basiert auf dem 
antiextremistischen Grundkonsens. Die 
Beurteilung der Varianten aller extremi-

stischen Phänomene hat nach denselben 
Maßstäben zu erfolgen. Die Bundesre-
publik Deutschland besitzt weder eine 
antikommunistische noch eine antifa-
schistische Verfassung. Über die An-
gemessenheit  der spezifischen Vari-
anten des Demokratieschutzes gibt es 
Kontroversen. So setzt eine scharfe 
Form der streitbaren Demokratie auf 
Verbote, eine milde eher auf die geistig-
politische Auseinandersetzung. Gegner 
einer streitbaren Demokratie stellen als 
Kriterium für ein Eingreifen des Staates 
ausschließlich auf die Verletzung der 
Strafgesetze ab (Leggewie/Meier 1995). 

Zur Zeit der Verbote der SRP 1952 
und der KPD 1956 galt die Bundesre-
publik Deutschland als Schönwetter-
demokratie, als ungefestigte Demokra-
tie.  Die Rechtmäßigkeit des Vorge-
hens stand außer Frage, die Zweckmä-
ßigkeit weniger, jedenfalls gegenüber 
der KPD. Bei der SRP sah dies anders 
aus. Das Bundesverfassungsgericht, 
dem kein Ermessensspielraum nach der 
Antragstellung zufällt, erklärte in der 
Urteilsbegründung zum Verbot der 
KPD, eine Partei sei nicht schon dann 
verfassungswidrig, wenn sie die ober-
sten Prinzipien der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung ablehne. 
„Es muss vielmehr eine aktiv kämpfe-
rische, aggressive Haltung gegenüber 
der bestehenden Ordnung hinzukom-
men; sie muss planvoll das Funktionie-
ren dieser Ordnung beeinträchtigen, im 
weiteren Verlauf diese Ordnung selbst 
beseitigen wollen.“ (BVerfGE 5, 251). 
Damit ist nichts zur Frage gesagt, ob 
die Partei eine Gefahr für den demo-
kratischen Verfassungsstaat sein muss. 

Zwar wurden nur zwei Parteien 
verboten, doch – gemäß Art. 9 Abs. 2 
des Grundgesetzes – zahlreiche Verei-
nigungen, vor allem solche aus dem 
rechtsextremistischen Milieu (Gerlach 
2012). Auf diese Weise wollte der deut-
sche Staat „Flagge zeigen“. Das war 
vielfach Symbolpolitik. Und: Rechts-
extremisten sollten den Verfolgungs-
druck spüren. 
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3. Die NPD als extremistische 
Partei 

Die NPD, 1964 gegründet und zu-
nächst eine Partei deutschnationaler 
Orientierung (Hoffmann 1999), die 
zwischen 1966 und 1968 in sieben 
Landtage eingezogen war, hatte sich 
unter ihrem Vorsitzenden Udo Voigt 
(1996-2011) stark radikalisiert. Sie ist 
mit ihrer Viersäulen-Strategie (Kampf 
um die Köpfe, Kampf um die Straße, 
Kampf um die Parlamente, Kampf um 
den organisierten Willen) eine klar ex-
tremistische Kraft: ausländerfeindlich, 
nationalistisch, rassistisch, zwar nicht 
durchweg neonationalsozialistisch, je-
doch keineswegs frei von Versatzstük-
ken aus dem Dritten Reich, wie der 
Ideologie der „Volksgemeinschaft“. 
Sie propagiert einen „nationalen Sozia-
lismus“, wendet sich vehement gegen 
die Globalisierung, gegen die USA, ge-
gen „den“ Kapitalismus. 

Der geforderte Ausschluss aller 
Nicht-Deutschen aus einer „deutschen 
Volksgemeinschaft“ steht für Vertrei-
bung und Enteignung. Die Partei, dezi-
diert fremdenfeindlich, warb im Bun-
destagswahlkampf 2009 etwa mit fol-
genden Parolen: „Gute Bildung durch 
weniger Ausländer“, „Heimreise statt 
Ausreise“ oder „Arbeit zuerst für Deut-
sche“. Im sächsischen Landtagswahl-
kampf 2009 plakatierte sie „Poleninva-
sion stoppen!“, „Grenzen sichern! Kri-
minalität stoppen!“ und „Touristen will-
kommen, Asylbetrüger raus!“. Ihre Aus-
länderfeindlichkeit mündete zuweilen in 
rassistischen Kampagnen, wobei sie im 
Vorfeld von Wahlen eher zu taktischer 
Mäßigung neigt. 

Udo Voigt hatte einen Strategie-
wechsel initiiert. Er proklamierte als 
Ziel, „seine“ Partei aus ihrem Außen-
seiterdasein herauszuführen. Durch die 
strategische „Verjüngungskur“ radika-
lisierte sich die NPD erkennbar. Ihr 
Kampf gegen die demokratische Ord-
nung ist offensichtlich. Dabei koope-
riert die Partei mit militanten Neona-

tionalsozialisten, Skinheadgruppen und 
„Freien Kameradschaften“. Sie nutzt in 
dieser – pointiert formuliert – „Quer-
frontstrategie“ den neuen Bewegungs-
charakter des deutschen, speziell ost-
deutschen Rechtsextremismus, dessen 
dynamisierte Organisations- und er-
weiterte Aktionsformen zumal in länd-
lichen Gebieten, in denen die Zivilge-
sellschaft nicht immer stark ausgeprägt 
ist (Stimpel/Olk 2012). Insgesamt lässt 
die starke Anbindung der Partei an die 
„Freien Kräfte“ die demonstrativ nach 
außen gekehrte gewaltaversive Haltung 
der NPD als wenig glaubwürdig er-
scheinen. 

Nicht zuletzt durch massive Attak-
ken gegen die Hartz IV-Gesetzgebung 
zog die NPD 2004 mit 9,2 Prozent in 
den sächsischen Landtag ein, 2006 mit 
7,3 Prozent in den von Mecklenburg-
Vorpommern (Backes/Steglich 2007). 
Diese Erfolge konnte sie 2009 (Sach-
sen: 5,6 Prozent) und 2011 (Mecklen-
burg-Vorpommern: 6,0 Prozent) auf 
abgeschwächtem Niveau wiederholen. 
Bei den Bundestagswahlen 2005 (1,6 
Prozent) und 2009 (1,5 Prozent) schei-
terte sie klar an der Fünfprozenthürde. 
Und bei den Landtagswahlen in den al-
ten Bundesländern blieb sie zuweilen 
unter der für die Parteienfinanzierung 
wichtigen Ein-Prozent-Hürde. Die 
knapp 6000 Mitglieder umfassende 
NPD, in den neuen Bundesländern da-
mit deutlich stärker als in den alten, 
auch wenn „Neonazis in Nadelstrei-
fen“ (Röpke/Speit 2008) dort weit von 
einer „Graswurzelrevolution“ (so der 
sächsische NPD-Landtagsabgeordnete 
Jürgen Gansel) entfernt sind, tritt viel-
fach aggressiv auf. 

Allerdings ist weder die Geschichte 
des Rechtsextremismus nach 1945 im 
allgemeinen noch die der NPD seit der 
deutschen Einheit eine Erfolgsgeschich-
te (Stöss 2010; Botsch 2012). Das wird 
oft übersehen. So gibt es zahlreiche stra-
tegische, ideologische und organisatori-
sche Probleme (Brandstetter 2012), die 
NPD-Gegner nicht immer genügend zur 
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Sprache kommen. 2011 wurde Udo 
Voigt durch Holger Apfel abgelöst. Die-
ser propagiert mit seiner „seriösen Ra-
dikalität“ einen „Sächsischen Weg“ – 
im Vergleich zum „Berliner Weg“ sei-
nes Konkurrenten. 

Die Verfassungsschutzämter des 
Bundes und der Länder tragen Jahr für 
Jahr genügend Belege für die verfas-
sungsfeindliche Haltung der NPD zu-
sammen, und die Verfassungsschutzbe-
richte machen sie öffentlich. Kein Mit-
glied dieser Partei hat im öffentlichen 
Dienst (Verfassungstreue ist Vorausset-
zung) etwas zu suchen. Sie steht mit de-
mokratischen Prinzipien auf Kriegsfuß. 

4. Das gescheiterte 
Verbotsverfahren gegen 
die NPD 

Im Jahre 2000 kam die Forderung nach 
einem Verbot der NPD vermehrt auf, 
ausgelöst durch Vorgänge, für die nicht 
immer die Partei der Auslöser war. Die 
Verbotsdiskussion führte schnell durch 
Eigendynamik 2001 zu Verbotsanträgen 
aller drei dazu berechtigten Verfas-
sungsorgane gegen die NPD. Die Ver-
botsanträge waren rechtmäßig, freilich 
keineswegs zweckmäßig (Jesse 2001; 
Meier 2001). Das Ergebnis: eine Bla-
mage für die streitbare Demokratie 
(Flemming 2005; Jesse 2003b). 

Der Prozessentscheidung (nicht: 
Sachentscheidung) des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 18. März 2003 lag 
ein gespaltenes Votum zugrunde. Sah 
eine Minderheit von drei Richtern in 
den V-Männern ein nicht behebbares 
Verfahrenshindernis, war die Mehrheit 
von vier Richtern für die Fortführung 
des Verfahrens. Dazu hätte es aber ei-
ner Zweidrittelmehrheit bedurft. Die 
Argumentation der letztlich entschei-
denden Minderheit lautete: Die Beob-
achtung einer Partei durch V-Leute aus 
den Vorständen unmittelbar vor einem 
Verbotsverfahren – oder während des 
Verfahrens – sei mit dem Rechtsstaats-

prinzip nicht unvereinbar. Dadurch 
werde die Willensbildung der Partei 
nicht hinnehmbar beeinflusst. Die 
staatlichen Stellen müssten ihre Quel-
len spätestens mit der öffentlichen Be-
kanntmachung auf Eröffnung eines 
Parteiverbotsverfahrens „abgeschaltet“ 
haben.  

In der Tat hatten die Antragsteller 
Äußerungen von NPD-Mitgliedern 
herangezogen, die zugleich für den 
Verfassungsschutz mit Informationen 
aufwarteten. Promotoren des NPD-
Verbotsverfahrens wie Günter Beck-
stein (CSU) und Otto Schily (SPD) 
streuten keine Asche auf ihr Haupt, 
hielten an ihrer Position fest und be-
trieben Urteilsschelte. Die National-
demokraten zeigten sich – jedenfalls 
nach außen hin – erfreut über das Vo-
tum. Die schwere Niederlage der drei 
Verfassungsorgane durch diese Ent-
scheidung war freilich kein Triumph 
der Partei. Denn ihr wurde weder ein 
demokratischer Persilschein ausge-
stellt, noch wollte sie die auch für sie 
peinliche V-Mann-Affäre nicht an die 
„große Glocke hängen“. 

Die Gründe für das Scheitern sind 
vielfältig. Die politischen Repräsentan-
ten, bis auf die FDP zu einem Partei-
verbotsantrag entschlossen, ließen 
kaum eine sich ihnen stellende Falle 
aus. Auf diese Weise provozierten sie 
das Scheitern des Verfahrens. Die An-
tifaschismusfalle  (niemand wollte sich 
im „Kampf gegen rechts“  übertreffen 
lassen), die Zeitfalle (der selbst verur-
sachte Zeitdruck musste Pannen gera-
dezu provozieren), die Automatismus-
falle (die Annahme, die Phalanx gleich 
dreier Anträge werde eine Signalwir-
kung entwickeln und damit gleichsam  
unaufhaltsam zum gewünschten Ziel 
führen, ging nicht auf), die Loyalitäts-
falle (die Hoffnung trog, das unabhän-
gige Gericht werde zu den demokrati-
schen Parteien „stehen“), die Medien-
falle (die Berichterstattung mancher 
Medien war so, dass bei den politisch 
Verantwortlichen der Eindruck auf-
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kam, eine symbolische Handlung von 
prinzipieller Bedeutung sei nötig, um 
dem Treiben der Rechtsextremisten 
schleunigst Einhalt zu gebieten), die 
V-Mann-Falle (auf das rechtzeitige 
„Abschalten“ von V-Leuten aus den 
Vorständen der Partei war aus Nach-
lässigkeit verzichtet worden), die Ko-
ordinierungsfalle (die Behörden erach-
teten es nicht für nötig, sich intensiv 
abzustimmen, z.B. über V-Leute) die 
Gewaltfalle (die Verbotsanträge waren 
z.T. auf  die Gewalt fixiert, ohne hin-
reichend zu berücksichtigen, ob die 
von einzelnen Mitgliedern verübte Ge-
walt der NPD insgesamt zuzurechnen 
ist) und die Formalismusfalle (die Vor-
stellung, mit einem Verbot ließen sich 
Probleme wenn nicht aus der Welt 
schaffen, so doch verkleinern, besitzt 
in Deutschland gewisse Tradition) mün-
deten in eine Verbotsfalle.  

Das Desaster des gescheiterten 
NPD-Verbotsverfahrens führte bei den 
demokratischen Parteien kaum zu 
Selbstkritik. Entweder gingen sie zur 
Tagesordnung über, oder sie übten Ur-
teilsschelte. In der Folge wurde von 
dem einen oder anderen Politiker nach 
bestimmten Vorkommnissen das Ver-
bot der NPD – eher mehr halbherzig – 
gefordert. 

5. Argumente der Verbots-
Befürworter  

Da bereits antidemokratische Ziele, ag-
gressiv vorgetragen, für ein Verbot ge-
nügen, ist es ein Gebot der Selbstach-
tung des demokratischen Staates, ge-
gen eine solche Partei vorzugehen.  
Freilich hat der Antrag „wasserdicht“ 
zu sein. Der Abzug der V-Leute aus 
den Vorständen der NPD ist eine con-
ditio sine qua non. Die öffentlichen 
Bekundungen sind aussagekräftig ge-
nug. Wird das Konzept der streitbaren 
Demokratie ernst genommen, so 
kommt der demokratische Staat nicht 
umhin, in diesem Fall das scharfe 

Schwert des Parteiverbots anzuwen-
den. Wer darauf verzichtet, räumt indi-
rekt ein, es sei stumpf geworden. 

Die Bundesrepublik Deutschland 
muss eine Partei, die offenkundig ras-
sistisches Gedankengut verficht, nicht 
nur ächten, sondern auch verbieten. 
Die NPD schürt allein durch ihre Ideo-
logie indirekt die Gewalt und ist damit 
mittelbar für fremdenfeindliche Aktivi-
täten verantwortlich. Eine klare Mehr-
heit der Bevölkerung erwartet ein Ver-
bot einer derartigen Partei, wie zahlrei-
che Umfragen belegen. Dies wäre nicht 
nur ein öffentliches Zeichen, sondern 
schwächte auch den Rechtsextremis-
mus strukturell. Dieser wird durch das 
Verbot der NPD stärker ins Abseits 
gedrängt – organisatorisch, ideolo-
gisch, strategisch und nicht zuletzt fi-
nanziell. Es dürfte nicht ganz einfach 
sein, schnell eine andere schlagkräftige 
Organisation ins Leben zu rufen. 

Es ist paradox, wenn auf der einen 
Seite der Staat die Mittel im „Kampf 
gegen rechts“ erhöht und auf der ande-
ren Seite eine Partei, gegen die sich der 
„Kampf gegen rechts“ wesentlich rich-
tet, staatliche Gelder erhält. Das läuft 
auf eine gewisse Schizophrenie hinaus, 
ist ein Zeichen der Halbherzigkeit und 
schadet der Glaubwürdigkeit der De-
mokratie. 

Angesichts der Erfahrungen mit 
dem Nationalsozialismus kann es sich 
Deutschland nicht leisten, die Augen 
vor den Machenschaften der NPD zu 
verschließen. Das sollte ein Konsens der 
Demokraten sein; verbale Pflichtübun-
gen genügen nicht. Wenn eine Partei 
nicht verboten ist, mag vielfach der – 
fälschliche – Eindruck entstehen, sie ge-
höre zum Spektrum legitimer Positio-
nen. Gewöhnung tritt ein – mit fatalen 
Folgen für den demokratischen Verfas-
sungsstaat. 

Die kleinmütige Auffassung, ein 
Parteiverbotsantrag sei zu vermeiden, 
weil es ungewiss ist, ob vor dem Bun-
desverfassungsgericht ein Verbot 
„durchkommt“, verfängt deshalb nicht, 
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weil in einem Rechtsstaat eine absolute 
Sicherheit dafür fehlt. „Vor Gericht 
und auf hoher See sind wir in Gottes 
Hand“ – so lautet ein altes römisches 
Wort. Dieser Umstand darf nicht zu 
Attentismus verleiten. 

6. Argumente der Verbots-
Gegner 

Das Problem in Deutschland ist die 
Existenz fremdenfeindlicher Gewalt, 
nicht die der NPD. Wäre auch nur um 
ein Opfer fremdenfeindlicher Gewalt 
ohne diese Partei weniger zu trauern? 
Das Gewaltpotenzial könnte sich durch 
den Wegfall derartiger Strukturen, die 
subkulturelle Kräfte unter Umständen 
einbinden, sogar erhöhen. Die Radika-
lisierung der extremistischen Partei 
Mitte der neunziger Jahre ging u.a. auf 
die Verbotswelle zahlreicher rechtsex-
tremistischer Vereinigungen zurück. 
Deren Mitglieder sammelten sich dann 
in der NPD. 

Nach deren Verbot würde in dieser 
und jener Form eine neue rechtsextre-
mistische Kraft entstehen, die weniger 
plakativ verfassungsfeindlich  als die 
NPD aufträte. Wenn in Deutschland, 
anders als in den meisten Staaten Ost- 
und Westeuropas, der parteiförmige 
Rechtsextremismus bisher nicht reüs-
sieren konnte, so hat das neben der 
Last der Vergangenheit mit der plump-
primitiven Propaganda der NPD zu 
tun. Stimmen für extremistische Partei-
en sind ein nützlicher Seismograph für 
den Grad der Stabilität des demokrati-
schen Verfassungsstaates. Die Partei 
ist geächtet, nicht geachtet. Wer auf 
sich hält, bleibt dieser Kraft fern. Die 
NPD, personell zerstritten, finanziell 
geschwächt, strategisch irritiert, stellt 
ungeachtet aller Vollmundigkeit ihrer 
Parolen keine Gefahr für das freiheitli-
che Gemeinwesen dar. 

Nicht nur unter dem Gesichtspunkt 
der Effizienz, sondern auch unter dem 
Gesichtspunkt der Liberalität – mei-

stens fällt das Argument unter den 
Tisch – ist ein solches Verbot kontra-
produktiv. Dieses wäre ein schwerer 
Eingriff in die Willensbildung eines 
freiheitlichen Staates. Eine offene Ge-
sellschaft hat Feinde, und sie muss ein 
angemessenes Bild ihrer Feinde vor 
Augen haben, aber Dämonisierungen 
gehören nicht dazu – als stelle die NPD 
eine Gefahr für die gefestigte demokra-
tische Ordnung dar. Die „Zivilgesell-
schaft“ stellt sich mit einem Verbot, 
nicht eben einem „zivilgesellschaftli-
chen“ Mittel, wahrlich ein Armutszeug-
nis aus. 

Mitunter heißt es: Ein Verbot der 
NPD sei nötig, aber nicht oder nur 
schwer möglich – sei es wegen der V-
Leute innerhalb der Partei, sei es we-
gen der Blamage für den Staat bei ei-
nem Scheitern des Antrages vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Tatsächlich 
dürfte es umgekehrt sein: Ein Verbot 
der NPD ist möglich, jedoch nicht nö-
tig. 

Die Gesinnungen, die oft hinter ei-
nem NPD-Votum stehen, würden auch 
nach einem Verbot keineswegs ver-
schwinden. Dass eine derartige Partei, 
die aufgrund ihrer aggressiven Ideolo-
gie wie Strategie die Voraussetzungen 
für ein Verbot in der Tat erfüllt, spricht 
nicht automatisch für ein Verbot. Ein 
solches ist nur eine ultima ratio, kein 
Indiz einer ihrer Werte bewussten De-
mokratie. 

Ein NPD-Verbot ist eher ein Aus-
druck von demokratischer Not. Es wä-
re kein Ruhmesblatt für die offene Ge-
sellschaft – vielmehr ein Zeichen der 
Schwäche, keines der Stärke. Eine 
selbstbewusste Demokratie sucht be-
vorzugt die politische Auseinanderset-
zung mit jeder Form des Extremismus. 
Die Situation ist anders als in den fünf-
ziger Jahren des letzten Dezenniums – 
kurz nach dem Krieg und auf dem Hö-
hepunkt des Kalten Krieges. 
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7. Schlussfolgerung 

Wer die Partei wegen der von ihr aus-
gehenden Gewalt verbieten lassen will, 
muss wissen: Der NPD als Gesamtor-
ganisation ist nicht anzulasten, wenn 
aus ihren Reihen vereinzelte Unterstüt-
zung für gewalttätige Kräfte kommt. 
Sie ist bei aller Militanz deswegen 
nicht der politische Arm des Terrors. 
Doch steht dieser Umstand keinem 
Verbot entgegen, denn die streitbare 
Demokratie will gerade die gewaltlose 
Form des Extremismus aus dem politi-
schen Willensbildungsprozess aus-
schließen. 

Der „Mittelweg“, die NPD zwar 
nicht zu verbieten, wegen ihrer Verfas-
sungsfeindlichkeit aber von der Partei-
enfinanzierung fernzuhalten, ist kein 
goldener Weg der Mitte. Es gibt nun 
einmal keine Parteien erster und zwei-
ter Klasse. Eine entsprechende Verfas-
sungsänderung hätte wohl kaum einen 
Bestand vor den Augen des Bundes-
verfassungsgerichts. 

Wer als Reaktion auf den öffentli-
chen (besser: veröffentlichten) Druck 
flugs in den populistischen Ruf nach 
einem Parteienverbot einstimmt, zeigt 
sich hilflos und betreibt billige Sym-
bolpolitik: „billig“ nicht im Sinne von 
angemessen, sondern im Sinne von 
wohlfeil. Offenbar ist der Hinweis auf 
unsere antiextremistische Ordnung 
(nicht: antifaschistische) mittlerweile 
keine Selbstverständlichkeit mehr. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist längst 
eine konsolidierte Demokratie. 

Die Diskussion um einen Verbots-
antrag gegen die NPD wird nicht so 
schnell verstummen und sich in jedem 
Fall bis ins Wahljahr 2013 hineinzie-
hen. Das gilt für den einen wie den an-
deren Fall: Wenn die politisch Verant-
wortlichen nicht für einen Verbotsan-
trag votieren, hält die Auseinanderset-
zung weiter an (z.B. mit Blick auf De-
monstrationen von NPD-Anhängern 
und Gegendemonstrationen), und wenn 
einer der drei dafür befugten Organe ei-

nen solchen Antrag einreicht, so ist mit 
einem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts unter keinen Umständen vor der 
Bundestagswahl 2013 zu rechnen. 

Die Konfliktlinien bei der Debatte 
sind nicht klar auszumachen. Die Par-
teien neigen nach außen hin eher zu ei-
nem Verbotsantrag. Die FDP nimmt 
die zurückhaltendste Position ein. Die 
Sicherheitsbehörden sind insgesamt 
skeptisch gegenüber einem Verbotsan-
trag – wohl deshalb, weil sie nicht 
wünschen, dass die V-Männer „auf-
fliegen“. Die Wissenschaft ist geteilter 
Meinung. Die Grenze verläuft dabei 
nicht zwischen den Anhängern und 
den Gegnern der streitbaren Demokra-
tie. Misslich ist der Umstand, dass ein 
Teil der Verbotsgegner nicht mit offe-
nen Karten spielt. Es wird so getan, als 
sei ein NPD-Verbot nicht möglich, 
statt offen zu sagen, es sei nicht nötig. 
„Man“ will nicht in den Verdacht gera-
ten, unterschwellige Sympathien für 
die Partei zu hegen. 

Bei allem legitimen Streit sollte 
über einen Punkt Konsens bestehen: 
Wer die NPD zu verbieten wünscht, 
möchte nicht den demokratischen Plu-
ralismus schwächen; und wer ein sol-
ches Parteiverbot für unnötig erachtet, 
sieht eine derartige Partei keineswegs 
als demokratisch an. 
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